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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Im  Wahljahr stiessen die 1.-August-Ansprachen von Bundesrdten und
Parteiprasidenten auf grossere mediale Resonanz. Dabei schlugen die Vertreter der
Parteien lautere Téne an und richteten ihre Festreden thematisch anders aus als die
Regierungsmitglieder. So warnte etwa SVP-Parteiprésident Toni Brunner vor der
Zuwanderung, die noch immer nicht gestoppt worden sei. SP-Prasident Christian Levrat
warf der SVP Polemik und Niveaulosigkeit vor und rief dazu auf, Menschen in Not
aufzunehmen. Christophe Darbellay - Prasident der CVP - warnte vor "Brandstiftern”,
die Panik schurten, obwohl die Integration von Einwanderinnen und Einwandern trotz
einigen Problemen gut funktioniere. Auch BDP-Prasident Martin Landolt sprach sich fur
eine Aufnahme von Zuflucht suchenden Menschen aus. Das seien nicht einfach
Wirtschaftsfllichtlinge, sondern Menschen, die per Geburt weniger privilegiert seien als
Schweizerinnen und Schweizer.

Die Bundesratinnen und Bundesrate betonten derweil eher die Europapolitik. In ihrer
Radioansprache und ihrer Festrede auf dem Rutli betonte Bundesprasidentin
Simonetta Sommaruga, dass die anstehenden Weichenstellungen mit Europa nur mit
einer l6sungsorientierten politischen Kultur bewaltigt werden kénnten. Auch Eveline
Widmer-Schlumpf betonte bei ihrer Festrede in Titterten (BL), dass schrille Téne in der
Politik nicht zu Lésungen fuhrten. Leider werde die Kultur des Ausgleichs von einigen
immer starker aufs Spiel gesetzt. Die wirtschaftliche Bedeutung der Zusammenarbeit
mit der EU wurde von Doris Leuthard in Ottenbach (ZH) und Zurzach (AG) betont. Als
einzige Magistratin sprach sie auch die Fluchtlingspolitik an: Die Schweiz kénne im
Bewusstsein ihrer humanitaren Tradition mehr tun als andere Lander. Die Wirtschaft
war Thema von Johann Schneider-Ammanns Rede. Auch der Wirtschaftsminister, der
ebenfalls im Kanton Basel-Landschaft, in Allschwil und in Windisch (AG), auftrat,
betonte dabei die Bedeutung der Zusammenarbeit mit Europa. Einer Starkung des
inneren Zusammenhaltes redeten Didier Burkhalter (in Zirich und in Sumiswald, BE)
und Alain Berset (in Lindau, ZH) das Wort - Berset war der einzige Regierungsvertreter,
der zudem auch noch eine Ansprache in der Romandie hielt (in Sierre, VS): Die
Masseneinwanderungsinitiative scheine die Schweiz gespalten zu haben; trotz
wachsender kultureller Vielfalt musse die Gesellschaft aber zusammengehalten werden.
Einzig Ueli Maurer warnte in Grosswangen (LU) und Nottwil (LU) vor einem engeren
Anschluss an die EU und lobte auch bezugnehmend auf die Geschichte der
Eidgenossenschaft den bewahrten Weg der Unabhangigkeit.

Rechtsordnung
Grundrechte

Die Veroffentlichung des Ergebnisses der Vorprifung durch die Bundeskanzlei Mitte
Marz 2016 war flr das Egerkinger Komitee der Startschuss zur Unterschriftensammlung
fiir die Volksinitiative «Ja zum Verhiillungsverbot>», deren Text sich am Tessiner
Verhullungsverbot orientierte. Die dazugehoérige medienwirksame Inszenierung auf dem
Bundesplatz, bei der einige Komitee-Mitglieder als vermummte Chaoten und
Burkatragerinnen - zum Teil mit Sprengstoffglrtel-Attrappe - verkleidet posierten,
hatte fur das Komitee ein juristisches Nachspiel. Im Kanton Bern gilt seit 1999 ein
Vermummungsverbot bei unbewilligten Demonstrationen, weshalb die Stadt Bern das
Komitee wegen «Kundgebung ohne Bewilligung» mit 500 Franken busste, wie die
Aargauer Zeitung berichtete. Da die eidgendssischen Rate sich spater aber gegen die
Aufhebung der parlamentarischen Immunitat Walter Wobmanns - Prasident des
Komitees und Nationalrat - entschieden, musste die Busse nicht bezahlt werden.

Einige Monate nach Anlaufen der Unterschriftensammlung, im Sommer 2016,
vereinnahmte der Zurcher SP-Regierungsrat Mario Fehr die Schlagzeilen zur Burka-
Debatte, indem er sich als prominenter Vertreter des linken Lagers zu den bisher
hauptséchlich rechtsblrgerlichen Beflrwortern eines Verhullungsverbots gesellte.
Burkas gehorten nicht in die Schweiz, denn in einer liberalen Gesellschaft zeige man
das Gesicht, zitierte ihn die Presse. Erwartungsgemass I|6ste er mit dieser
«Provokation», wie die NZZ seinen 6ffentlichen Positionsbezug gegen die Parteilinie
nannte, weit Uber seine eigene Partei hinaus einen Sturm der Entristung aus. Linke wie
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Liberale warfen ihm ein seltsames Verstandnis von Liberalismus vor. Doch es zeigte sich
auch, dass die SP in dieser Frage keineswegs geeint war. Mit Pierre-Yves Maillard (sp,
VD) und Anita Fetz (sp, BS) sprachen sich in den Tagen darauf zwei weitere SP-
Aushéngeschilder gegen die Burka in der Schweiz aus und auch bei der Parteibasis
erfreue sich Fehr - nicht nur, aber auch wegen seiner Haltung in der Burka-Frage -
grosser Beliebtheit, erklarte der Zircher SP-Président Daniel Frei. Christian Levrat (sp,
FR), Président der SP Schweiz, betonte gegeniber «La Liberté» unterdessen, dass die
Burka aus der Schweiz verschwinden misse, aber die Initiative der SVP der falsche Weg
sei. Einig waren sich die Beteiligten letztlich darin, dass die Debatte Uber das
Burkaverbot parteiintern noch gefihrt werden musse.

Damit war die SP jedoch nicht allein; gespalten zeigten sich in der Burka-Frage auch die
FDP, die CVP und sogar die SVP, deren Nationalrdte Claudio Zanetti (svp, ZH) und Alfred
Heer (svp, ZH) zu den prominentesten Gegnern des Burkaverbots gehorten.
Handkehrum sprachen sich nach dem <«Bekenntnis» Fehrs auch immer mehr
blrgerliche Politikerinnen und Politiker 6ffentlich fir ein Burkaverbot aus, auch wenn
dieses ihrer Meinung nach nicht in die Verfassung gehoére, sondern vielmehr auf
Gesetzesebene  oder  kantonal geregelt werden solle. Den  «rasanten
Meinungsumschwung» im blrgerlichen Lager beaugte Initiant Walter Wobmann eher
skeptisch und brachte den Vorwurf des politischen Opportunismus aufs Tapet.

Nichts zur Entkraftung dieses Vorwurfs beitragen konnten die Ende August publizierten
Resultate einer reprasentativen Umfrage von «lLe Matin Dimanche» und der
Sonntagszeitung, wonach 71 Prozent der befragten Stimmberechtigten ein
Verhillungsverbot in der Schweiz beflrworteten. Fast alle (96%) der befragten SVP-
Wahlerinnen und -Wahler sprachen sich dafir aus; bei den anderen burgerlichen
Parteien BDP, CVP und FDP ausserten sich rund drei Viertel positiv zu einem Verbot.
Die Wahlerschaften der GLP und der SP zeigten sich mit 54 bzw. 47 Prozent
Zustimmung gespalten, wahrend die Basis der Grinen als einzige klare Ablehnung
signalisierte. Eine weitere Umfrage im Auftrag der «Schweiz am Sonntag», deren
Ergebnisse drei Wochen spater veroffentlicht wurden, bestétigte diese Tendenz, wenn
auch in leicht abgeschwachter Form. Hier sprachen sich schweizweit rund 61 Prozent
der Befragten fur ein Verhullungsverbot aus, éltere deutlich starker als jlingere.

Als Alternative zum Burkaverbot in der Verfassung, das allenfalls Signalwirkung habe,
aber keine Probleme l|6se, erneuerte CVP-Prasident Gerhard Pfister (cvp, ZG)
unterdessen die Idee eines Religionsartikels in der Verfassung. Es musse eine
grundsatzliche und breitere Diskussion darlber stattfinden, «welche Werte in unserer
Gesellschaft fur alle gelten sollen» und «wie unsere Rechtsordnung gegen
fundamentalistische Ideologien durchgesetzt werden» kénne, so Pfister gegenliber dem
St. Galler Tagblatt. Der Aargauer SP-Nationalrat Cédric Wermuth griff die Idee Pfisters
auf und prasentierte in der «Schweiz am Sonntag» einen Entwurf flr einen solchen
Religionsartikel, den er als «Koalitionsangebot an die progressiven Krafte - nicht nur,
aber auch im Islam» bezeichnete. Der Vorschlag sah Gleichbehandlung und
Nichtdiskriminierung fur alle religiosen Gemeinschaften bei gleichzeitiger Verpflichtung
derselben auf die Werte der Bundesverfassung vor und griindete in der Hoffnung,
durch die staatliche Anerkennung des Islams dessen fundamentalistische Strémungen
zuruckzudrangen. Da ein solcher Toleranzartikel jedoch einerseits die Abschaffung des
Minarettverbots bedeutete und andererseits viele neue Fragen nach tolerablen und
intolerablen Glaubensédusserungen aufwuirfe, rdumten ihm die Medien keine allzu
grossen Erfolgschancen ein. Auch von Seiten christlicher und muslimischer
Religionsgemeinschaften dusserten sich kritische Stimmen zu diesem Vorhaben.

Zur Halbzeit der Sammelfrist, Anfang 2017, gab Initiant Walter Wobmann in der Presse
bekannt, sein Komitee habe bereits 70'000 Unterschriften beisammen und schaue
somit zuversichtlich dem Ablauf der Frist Mitte September entgegen. Derweil zeichnete
sich auch immer deutlicher ab, dass ein indirekter Gegenvorschlag mit einem Verbot
auf Gesetzesstufe durchaus denkbar sein wirde und dass ein solcher bei vielen v.a.
burgerlichen Parlamentarierinnen und Parlamentariern wohl auf Unterstltzung zahlen
kénnte. Darauf liess sich Wobmann im «Blick» zitieren: Falls der Inhalt des
Gegenvorschlags deckungsgleich zu jenem der Volksinitiative wéare, werde man den
Ruckzug der Initiative in Betracht ziehen.

Anfang September 2017, also noch vor Ablauf der Sammelfrist, prasentierte der
Ausserrhoder FDP-Standerat Andrea Caroni bereits ein Nein-Komitee zum
Verhullungsverbot, flr dessen Co-Prasidium er Vertreterinnen und Vertreter aus allen
Fraktionen gewinnen konnte. Zu seinen Mitstreitenden zahlten gemass «Sonntags-
Blick» SVP-Nationalrat Claudio Zanetti, die Zircher Nationalratinnen Tiana Angelina
Moser von der GLP, Barbara Schmid-Federer von der CVP und Rosmarie Quadranti von
der BDP sowie die Standerate Hans Stockli (sp, BE) und Robert Cramer (gp, GE). Caroni
nannte die |Initiative des Egerkinger Komitees «Symbolpolitik», die ein
«Scheinproblem» 16sen wolle. Es gehe den Initianten nicht um Frauenrechte, sondern
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um den «Kulturkampf gegen den Islam». Ausserdem verletze ein nationales Verbot den
Féderalismus; einen Entscheid sollte jeder Kanton fur sich treffen, prasentierte er
seine Argumente im «Sonntags-Blick». Initiant Wobmann kommentierte die Grindung
des Gegenkomitees laut «Blick» mit der Bemerkung, Caroni verflge Uber «spezielle
Hirnwindungen». Unverstandlich sei fir ihn auch, was in seinen Parteikollegen Zanetti
gefahren sei, dass er sich so vehement gegen die Initiative engagiere. ?

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Fir einen Eklat sorgte SP-Prasident Christian Levrat, der - unzufrieden mit der
Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen - den Prasidenten der FDP
Fulvio Pelli der Luge bezichtigte. Die FDP hatte versprochen, dass sie einen
Departementswechsel der Bundesrate Maurer und Widmer-Schlumpf verhindern wirde
und einer Sitzverteilung nach dem Anciennitatsprinzip nicht entgegenstehen wiurde,
unter der Bedingung, dass die SP den FDP-Bundesratssitz unterstitzte. Beide
Versprechen héatten die Freisinnigen nicht eingehalten. Die grosse Rochade bei der
Departementsverteilung hatte zur Folge, dass die SP nicht nur das Uvek an die CVP
abgeben musste,  sondern auch,  dass Bundesratin ~ Sommaruga  als
Konsumentenschutzerin nicht das Volkswirtschaftsdepartement erhielt, sondern als
Nichtjuristin das EJPD Ubernehmen musste. Pelli seinerseits kindigte eine
Verleumdungsklage gegen Levrat an. Die Causa Levrat-Pelli beschéftigte die Presse
einige Tage lang, bevor der Streit Mitte Oktober mit einer durren Medienmitteilung
beigelegt wurde. 3

Bei Ersatzwahlen fiir den Standerat im Kanton Freiburg, die aufgrund der Wahl von
Alain Berset in den Bundesrat notig geworden waren, obsiegte Christian Levrat, der
Prasident der SP, deutlich Uber den Herausforderer der FDP, Jacques Bourgois. Fur
Kritik bei den burgerlichen Parteien sorgte der Umstand, dass Levrat trotz
Standeratsmandat sein Parteipréasidium behielt.

Lange Zeit eigentlich nicht prioritares Thema der Sozialdemokraten, wollte man die
Federfihrung in der Migrationspolitik nicht mehr langer der SVP Uberlassen. Die SP
legte deshalb Anfang April in einem Positionspaper dar, was flur sie koharente und
umfassende Migrationspolitik bedeutet. Hauptforderung des Papiers war die
Ausweitung der Personenfreizligigkeit auf Nicht-EU-Staaten. In bilateralen
Handelsbeziehungen musse kiinftig auch der Migrationsaspekt miteinbezogen werden.
Es liege im Interesse der Schweiz, spezialisierte Arbeitskrafte aus der ganzen Welt zu
rekrutieren. Den negativen Folgen der Einwanderung - die SP fuhrt diese auf die mittels
Steueranreizen organisierte Standortpolitik einzelner Kantone zurlick - mussten mit
flankierenden Massnahmen in der Steuer- und Bildungspolitik sowie auf dem Arbeits-
und Wohnungsmarkt begegnet werden. Insbesondere in den Stadten sei die
Schmerzgrenze erreicht. Mit gemeinnitzigem Wohnungsbau, Mindestldhnen und
Mindeststeuersatzen fur Unternehmen, die nur noch in strukturschwachen Regionen
durch Steuerverglinstigungen angelockt werden durfen, kénnten die Probleme
gemildert werden. Das 51 Kapitel und 149 Forderungen umfassende Papier deckte sich
weitgehend mit den Plénen der SP-Justizministerin Simonetta Sommaruga. So wurde
etwa auch ein effizienterer Vollzug im Asylwesen gefordert. Die Bundesratin selber
machte sich bei einer Rede in Basel flr eine konsequentere Ahndung von Missbréuchen
durch kriminelle Asylbewerber stark. Verantwortung Ubernehmen heisse auch
unattraktive Entscheide mitzutragen. Das Papier stiess auf interne Kritik und fast 900
Anderungsantrage gingen ein. Bevor es im Herbst an der zweitagigen
Delegiertenversammlung in Lugano diskutiert wurde, nahm die Geschaftsleitung einige
Prazisierungen vor. Eine Auseinandersetzung in der Asylfrage zwischen Cédric Wermuth
(AG) und Prasident Christian Levrat (FR) wurde in der Boulevardpresse zu einem
Hauskrach hochstilisiert. Wermuth warf der Parteispitze vor, mit dem Papier vor der
Rechten zu kuschen. In Lugano folgten die Delegierten den Vorschlagen der
Parteileitung mehrheitlich. Der linke Fligel setzte sich einzig mit dem Antrag durch,
dass Zwangsmassnahmen fur die Ausschaffung verboten werden mussen. Angenommen
wurde auch ein Antrag der SP Graubuinden, allen in der Schweiz geborenen Personen

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BUHLMANN

ANDERES
DATUM: 22.11.2013
MARC BUHLMANN

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.02.2014
MARC BUHLMANN

automatisch das Blrgerrecht zu erteilen. Zudem fordert das verabschiedete Papier
auch die Legalisierung aller Sans-Papiers. *

Nicht zufrieden mit dem in Lugano beschlossenen Papier zur Migrationspolitik zeigten
sich insbesondere die Juso. Sie beschlossen Ende Oktober, das Referendum gegen die
Asylgesetzrevision zu ergreifen. Die Mutterpartei unterstitzte diesen Beschluss nicht,
obwohl die Fraktion sich in der Parlamentsdebatte noch stark gegen die
Revisionsvorlage eingesetzt hatte. Gestutzt auf die in Lugano gefassten Beschlisse
wolle man das Risiko einer wahrscheinlichen Niederlage an der Urne nicht eingehen.
Eine solche kdénnte den weiteren Verlauf der Asyldebatte verscharfen. Parteiprasident
Christian Levrat (FR) beflirchtete eine erfolglose Abwehrschlacht, die den burgerlichen
Parteien eine Plattform bieten wuirde. Diese Position wurde aber im Verlaufe des
Spatherbstes nicht nur von den Juso, sondern auch von einigen Kantonal- (BS, TG, GE,
Al, Tl, AG) und stadtischen Sektionen (Zirich, St. Gallen) hinterfragt, die das
Referendum aktiv unterstitzten. Alt-Bundesratin Micheline Calmy-Rey und alt-
Nationalrat Jean Ziegler kritisierten die Parteileitung ebenfalls und sagten ihre
Unterstltzung flur das Referendum zu. Auf der Gegenseite meldeten sich prominente
SP-Politiker aus der Romandie - so etwa Cesla Amarelle (VD) oder Carlo Sommaruga
(GE) - aber auch die Aargauer Stédnderétin Pascale Bruderer zu Wort: man musse die
Migrationspolitik aktiv und nicht defensiv mitgestalten. Die Geschaftsleitung beschloss
mit nur einer Gegenstimme, der Delegiertenversammlung in Thun am 1. Dezember den
Antrag zu stellen, auf ein Referendum zu verzichten. Dort spiegelte sich die interne
Umstrittenheit im mit 114 zu 92 Stimmen gefassten Entscheid gegen die Ergreifung
eines Referendums. Die anwesende Bundesratin Simonetta Sommaruga zeigte sich
zufrieden. Die Partei hatte in der Asyldebatte mehr zu bieten, als Vorschlége von
anderen zu bekampfen. ®

Zur Legislaturhalbzeit zog die SP-Fraktion eine positive Bilanz. In zahlreichen Bereichen
hatte eine informelle Mitte-links-Allianz gespielt. Der einstmals starre Burgerblock
existiere vor allem auch im Standerat, in dem die SP mit elf Sitzen so viele Mandate wie
noch nie zuvor innehatte, nicht mehr. Beklagt wurde allerdings auch, dass die FDP
anders als fraher nicht mehr fir eine Mitte-links-Zusammenarbeit zu gewinnen sei.
Prasident Levrat bezeichnet die Freisinnigen Ende Juni als .blasse Kopie der
nationalkonservativen SVP". Bei den Wahlen 2015 musse verhindert werden, dass die
SVP und die FDP vier Regierungssitze erhalten. ¢

Als Reaktion auf das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative forderte Parteipréasident
Christian Levrat in einem ganzseitigen offenen Brief im "Blick" eine Umsetzung des
Begehrens, die moglichst nahe am Volkswillen sei. Die Initiative sei auf dem Land
angenommen, in der Stadt aber verworfen worden. Deshalb seien die Massnahmen fur
die Umsetzung vor allem auf die landlichen Regionen zu konzentrieren. Levrat forderte
neben einer Verscharfung des Raumplanungsgesetzes und der wortgetreuen Umsetzung
der Zweitwohnungsinitiative auch eine Beschrankung der Zahl ausléandischer
Arbeitskrafte fur die Landwirtschaft, mehr Kontrollen gegen Schwarzarbeit in landlichen
Gebieten oder die Erhdéhung von Hypozinsen in peripheren Regionen. Wenn
Kontingentsysteme eingeflihrt wirden, so mussten diese nach Branchen und Kantonen
festgelegt werden, wobei die Stédte die grossten Kontingente an ausléndischen
Facharbeitern erhalten muissten. Mit diesen Forderungen wollte Levrat provozieren und
die SVP-Versprechungen ‘"entlarven". Er weckte dabei zahlreiche empoérte
Gegenreaktionen der Initianten. Ende Juni verdffentlichten die Sozialdemokraten dann
ihre ernster gemeinten Vorschlage fur eine Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative. Sie wandten sich gegen die Idee von Kontingenten und
wollten der Abhéngigkeit von ausléndischen Fachkraften durch innenpolitische
Reformen Herr werden. Frauen und altere Arbeitnehmende mussten im Markt behalten
werden. Zudem soll ein von Arbeitgebern gespeister Fonds geschaffen werden, mit dem
die Kosten flr die Integration gedeckt werden sollen. Firmen, die auslandische
Fachkrafte engagieren, mdissten in diesen Fonds einzahlen. Zudem sollen
Steuerprivilegien fur Auslander - etwa die Pauschalbesteuerung - abgeschafft werden.
Parteiintern stiessen die Forderungen allerdings auch auf Skepsis. Es sei nicht an der
SP, fir eine fremdenfeindliche SVP-Initiative volkerrechtlich  vertragliche
Umsetzungskonzepte zu finden - gab etwa Cedric Wermuth (sp, AG) zu Protokoll. Das
Papier wurde an der Delegiertenversammlung Ende Oktober in Liestal ausfuhrlich und
emotional diskutiert. Letztlich wurde es gutgeheissen, aber auf Antrag der St. Galler und
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der Waadtlander Kantonalsektion wurde die Idee des Integrationsfonds gestrichen.”’

Ein Wechsel an der Spitze der SP scheint fur die nachste Zeit nicht geplant zu sein. An
der Delegiertenversammlung Ende Juni in Winterthur wurden der seit 2008 amtierende
Parteiprasident Christian Levrat und das flinfkopfige Vizeprasidium, bestehend aus
Jacqueline Fehr (ZH), Barbara Gysi (SG), Géraldine Savary (VD), Marina Carobbio
Guscetti (TI) und David Roth (LU) wiedergewéhlt. Levrat gab bekannt, sich auch nach
den Wahlen 2015 weiterhin als Prasident zur Verfligung zu stellen. Er wurde von der SP
des Kantons Freiburg Ende Jahr auch wieder als Standeratskandidat nominiert.

An der Delegiertenversammlung in Winterthur Ende Juni betonte SP-Parteiprasident
Levrat die Bedeutung von Steuern fir das Funktionieren der Schweiz. Ohne Steuern
gabe es weder Service Public, noch Schulen, Strassen oder Landwirtschaft. Umso
wichtiger sei, dass die Steuerpolitik nach dem Prinzip der Verteilungsgerechtigkeit
ausgerichtet wirde. Die Genossen verlangten deshalb eine faire Steuerbelastung
gemass der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit und eine Aufhebung des
Steuerwettbewerbs zwischen den Kantonen. In einem Positionspapier forderten die
Delegierten die Aufhebung von Steuerprivilegien, lehnten allerdings ein von der Sektion
Zurich gefordertes Verbot von Lizenzboxen bei der Unternehmenssteuerreform lll ab. °

Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und die Forderungen der SVP in der
Asylpolitik sowie hinsichtlich des Vdlkerrechts (fremde Richter) wurden in den Medien
als neue, in ihrer Schérfe aussergewdhnliche und zunehmende Radikalitat der SVP
beschrieben. Die radikalen Forderungen weckten vor allem auch Kritik der anderen
Parteien, die an der Regierungsfahigkeit der Volkspartei zweifelten. Die Radikalitat
schade letztlich dem Anspruch der SVP auf einen zweiten Bundesratssitz, so die Kritik
nicht nur der Linken, sondern auch der CVP und der BDP. Auch einzelne FDP-Vertreter
distanzierten sich immer vehementer von der SVP und sprachen sich laut gegen
mogliche Listenverbindungen fur die Wahlen 2015 aus. Die zunehmende Radikalisierung
wurde mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative erklart: Die SVP habe nicht
mit einem Ja gerechnet, nun aber bemerkt, dass man mit radikalen Ideen mehr
Wahlerstimmen gewinnen kénne als angenommen. Um bei den Wahlen 2015 noch
einmal zulegen zu kénnen, stellte die Volkspartei deshalb immer weiterreichende
Forderungen auf. CVP-Prasident Christophe Darbellay verglich die Volkspartei mit
kleinen Kindern, die immer mehr wollten, sobald sie etwas bekdmen. Die Wahlerschaft
musse 2015 Stopp sagen und dieser destruktiven Politik Einhalt gebieten. BDP-
Parteichef Martin Landolt warf der SVP grasslichen Populismus und eine braune
Tendenz vor. Auch SP-Prasident Christian Levrat unterstellte der SVP faschistoide
Tendenzen. Die Nazi-VorwUlrfe wurden allerdings von verschiedener Seite als
kontraproduktiv und falsch verurteilt.

Mitte August schaltete sich alt-Bundesrat Adolf Ogi mit einem Interview in der
Sonntagspresse in die Diskussion ein. Er sprach von einem Weckruf, den es brauche,
um die ,Allmachtsfantasien™ von Christoph Blocher zu stoppen. Ogi sprach auch davon,
dass sich viele in der Partei an der neuen, ,zerstorerischen™ und kompromisslosen
Politik stiessen, sich aber nicht getrauten, dies 6ffentlich zu machen. Ogi bleibe in der
SVP, auch um an seine Parteikollegen zu appellieren, diesem Irrweg ein Ende zu
bereiten. Die Aussagen Ogis weckten einige Reaktionen. Parteiprasident Toni Brunner
wies auf die bestehenden Differenzen zwischen Ogi und seiner Partei in der
Aussenpolitik hin. Gegen "fremde Richter" und die Forderung, Volksinitiativen richtig
umzusetzen, hatte Ogi aber bestimmt nichts einzuwenden. Die von Ogi als mogliche
parteiinterne Kritiker bezeichneten Personen - etwa Albert Résti (BE), Hannes Germann
(SH) oder Roland Eberle (TG) - gaben an, hinter den Initiativprojekten der SVP zu
stehen. Zudem sollten solche Fragen parteiintern und nicht via Medien geldst werden.
Ogi selber gab zu Protokoll, dass er auf seinen Aufruf nur positive Reaktionen aus dem
In- und Ausland erhalten habe. Sein Weckruf wirde Wirkung zeigen, so der alt-
Bundesrat, wenn nicht heute, dann morgen. ©
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In einem Interview mit der ,Sonntagszeitung" Mitte September unterstellte SP
-Parteiprésident  Christian Levrat der SVP .faschistoide Tendenzen"™ und
~menschenverachtende Positionen™. Dies brachte dem Freiburger SP-Standerat einige
Kritik ein. Levrat selber bereute die Aussage nicht. Die SVP setze sich gegen die
Europaische Menschenrechtskonvention ein, stelle laufend die Schweizer Institutionen
wie Bundesgericht, Bundesrat oder Parlament in Frage und bekdmpfe das Asylrecht.
Gegen diese gefahrliche Radikalisierung, die so vor zwei Jahren noch nicht moglich
gewesen ware, misse man sich zur Wehr setzen. "

Als Ziel der SP fiir die eidgendssischen Wahlen 2015 nannte Parteiprasident Levrat die
Erringung von 20% Wahleranteil. Dies wirde einem Wachstum von 1,3 Prozentpunkten
gleichkommen. Die SP will vor allem ihre eigene Klientel mobilisieren und verdeutlichen,
dass es eine Partei brauche, die der SVP die Stirn biete. Mit dem bereits 2011
verwendeten Slogan ,Fur alle statt fur wenige™, mit einer Betonung von Arbeits-,
Wohnungs- und Rentenpolitik und der Propagierung einer offenen Schweiz sollen vor
allem SP-Wahlerinnen und Wahler aus Agglomerationsregionen an die Urne gebracht
werden. Ende Jahr gab die SP bekannt, entgegen der urspriinglichen Ankindigungen,
nicht mit einer Initiative in den Wahlkampf zu ziehen. Urspringlich war aus sechs
Initiativprojekten mit der Kindergutschriftinitiative eines ausgewahlt worden, mit dem
im Wahljahr auf Stimmenfang gegangen werden sollte. Die Genossen wollten sich aber
letztlich lieber auf ihre neuartige Mobilisierungsidee konzentrieren: Rund 107000 SP-
Mitglieder sollen in den Wochen vor den Wahlen jeweils 10 potenzielle SP-Wahlerinnen
und -Waéhler anrufen und sie um ihre Stimme bitten. Voraussichtlich werden die
Genossen fur die eidgendssischen Wahlen 2015 wieder flachendeckende
Listenverbindungen mit den Griinen eingehen. Man musse vor allem verhindern, dass es
in der Regierung zu einer rechtsburgerlichen Mehrheit komme. Dabei sei grundsatzlich
egal, ob es zwei SVP- und einen FDP-Sitz oder zwei FDP- und einen SVP-Sitz im
Bundesrat habe. Den Sitz von Widmer-Schlumpf gedenke man ein weiteres Mal zu
verteidigen, gab Levrat in einem Interview mit "Le Temps" bekannt. ™

Anfang Mérz 2015 standen die Prasidenten der drei burgerlichen Parteien CVP
(Christophe Darbellay; cvp, VS), FDP (Phillip Maller; fdp, AG) und SVP (Toni Brunner; svp,
SG) vor die Medien, um einen biirgerlichen Schulterschluss in der Wirtschaftspolitik
anzuklinden. Mit Hilfe eines Programms, das moglichst viele gemeinsame Punkte wie
etwa ein Verbot neuer Steuern in den néachsten funf Jahren oder die Bekampfung
administrativer Kosten flir Unternehmen enthalte, wolle man einen einheitlichen
blrgerlichen wirtschaftspolitischen Kurs einschlagen, um den von der Frankenstarke
verursachten Problemen Herr zu werden.

Weniger konkrete Ubereinstimmung fand sich im Ende Marz vorgelegten Programm
dann freilich in der AHV-, der Energie- und der Europapolitik. Das St. Galler Tagblatt
sprach denn auch von einer «blrgerlicheln] Schnittmenge mit Licke». Die Linke
reagierte skeptisch auf das gemeinsame Wirtschaftsprogramm. Christian Levrat (sp,
FR), Parteiprasident der SP, sprach davon, dass FDP und CVP vor der SVP kapitulierten
und zu Juniorpartnerinnen wdirden, sich damit aber flUr die anstehenden
eidgendssischen Wahlen wohl «das eigene Grab schaufeln» wurden. In Le Temps wurde
die Vermutung gedussert, dass vor allem die CVP mit diesem Biindnis die rechte Flanke
sichern wolle; dies sei nach dem BDP-Nein zu einer Fusion mit der CVP nétig, so die
«Schweiz am Sonntag».

Das als gemeinsamer roter Faden gedachte burgerliche Projekt bekam schon im Mai
2015 erste Risse. Die CVP versagte einem im Rahmen des Konsolidierungs- und
AufgabenUberprifungspakets (KAP) von der SVP gestellten Antrag flir eine Deckelung
der Staatsausgaben ihre Unterstitzung und hiess auch Mehrausgaben im Kulturbereich
gut. Freilich hatten sich auch FDP und SVP im Rahmen des KAP fur ein hoheres
Armeebudget und eine Entscharfung des Sparprogramms in der Agrarpolitik
ausgesprochen. Der Blick sprach deshalb von einem «Wortbruch in Serie» und von
einem gebrochenen «Sparschwur» und startete fir die Sommersession 2015 einen
«Schwur-Check», um aufzuzeigen, wo die burgerlichen Parteien von ihren
Sparversprechen abwichen. In der Folge meldeten sich im Boulevardblatt kritische
Stimmen von CVP- und FDP-Nationalratsmitgliedern, wonach der Schulterschluss zu
einem Verlust der Glaubwdrdigkeit der eigenen Partei fuhren kdnnte.

Mitte Juni bezeichnete dann SVP-Parteiprasident Toni Brunner den Schulterschluss in
einem Interview in der «Schweiz am Sonntag» als «Makulatur». Grund daflur war vor
allem auch die Weigerung der FDP, mit der SVP flachendeckende Listenverbindungen
fur die eidgendssischen Wahlen einzugehen. Die SVP habe alles versucht, die beiden
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anderen Parteien «auf den Pfad der Tugend zurtckzubringen», die CVP bewege sich
aber nach links und der FDP sei egal, ob bei den Wahlen die SP oder die SVP zulege. In
der Folge kam es zu gegenseitigen Schuldzuweisungen via Medien. Laut Christophe
Darbellay verabschiede sich die SVP aus dem burgerlichen Lager, weil sie keine Hand fur
Losungen biete. Zurlickhaltender zeigte sich Philipp Muller. Man durfe nicht nur auf die
Differenzen zeigen, sondern mdusse auch darauf schauen, was die burgerliche
Zusammenarbeit bereits gebracht habe. Die FDP halte deshalb am Schulterschluss fest,
weil es ihr um den Erhalt von Arbeitsplatzen gehe. Die in der Herbstsession von der
blrgerlichen Mehrheit gegen den Willen der eigenen Bundesratsmitglieder
gutgeheissenen Deregulierungsvorstdsse wurden denn etwa von der Aargauer Zeitung
als «Lebenszeichen» flr die angeklindigte blrgerliche Zusammenarbeit interpretiert. ™

Am 19. November 2016 bestimmte die SP-Fraktion mit der Nominierung der zweiten
Nationalrats-Vizeprasidentin im Prinzip die zuklnftige Nationalratsprésidentin. Die
Parteien besetzen dieses Amt im Turnus und die Regel will, dass die Positionen jahrlich
weitergegeben werden: Die erste Vizeprasidentin oder der erste Vizeprasident steigt
zur Prasidentin oder zum Prasidenten auf und die zweite Vizeprasidentschaft nimmt
neu die Position im ersten Vizeprasidium ein. Somit ist die Wahl ins zweite
Vizepréasidium durch die Fraktionen praktisch Voraussetzung fur eine spatere
Nationalratsprasidentschaft. Fur die SP, die 2018/2019 die Spitzenposition im
Nationalrat besetzen wird, war klar, dass dieses Amt wieder durch eine Frau besetzt
werden soll. In der Geschichte der Schweiz standen der grossen Kammer bisher zwolf
Frauen als Prasidentin vor. Nach Pascale Bruderer (AG) im Jahr 2009/2010 und
Stéphane Rossini 2014/2015 sollte wieder eine Genossin an der Reihe sein und die 13.
Frau Nationalratsprasidentin werden. Im Vorfeld kursierten drei Namen: Chantal
Galladé (ZH), Edith Graf-Litscher (TG) und Marina Carobbio Guscetti (Tl). Im zweiten
Wahlgang setzte sich Carobbio Guscetti mit 28 zu 21 Stimmen knapp vor Chantal
Galladé durch. Dass die Wahl auf eine Tessinerin fiel, sei ein Zeichen fur den nationalen
Zusammenhalt, gab die Gekulrte zu Protokoll. In der Presse wurde die Wahl allerdings
mit einiger Uberraschung kommentiert, da in der SP bereits die beiden Prasidien von
Partei (Christian Levrat, FR) und Fraktion (Roger Nordmann, VD) durch Personen aus der
lateinischsprachigen Schweiz besetzt seien. ™

1) 1. August Ansprache Alain Berset; 1. August Ansprache Alain Berset(2); 1. August Ansprache Didier Burkhalter; 1. August
Ansprache Didier Burkhalter(2); 1. August Ansprache Doris Leuthard; 1. August Ansprache Johann Schneider Ammann; 1.
August Ansprache Ueli Maurer; BazZ, 23.7.15; Blick, TG, 25.7.15; So-Bli, 26.7.15; Blick, LZ, 28.7.15; BLZ, 29.7.15; TG, 31.7.15; SO,
2.8.15; BaZ, Exp, NZZ, 3.8.15

2) BBI, 2016, S. 1669 ff.; Blick, LMD, NZZ, 16.3.16; SZ, 29.3.16; AZ, 9.4.16; TA, 30.6.16; NZZ, 11.8.16; AZ, LT, NZZ, TA, TG, 12.8.16;
AZ,NZZ, TA, 13.8.16; 24H, LT, NZZ, TG, 15.8.16; 24H, 16.8.16; Lib, TA, 17.8.16; AZ, TA, 20.8.16; 24H, 21.8.16; NZZ, TG, 22.8.16; LT,
SGT, 24.8.16; BZ, NZZ, TA, 25.8.16; TA, 27.8.16; SoZ, 28.8.16; AZ, Blick, CdT, TA, TG, 29.8.16; NZZ, TA, TG, 30.8.16; NZZ, 31.8.16;
CdT, 1.9.16; AZ, NZZ, 2.9.16; NZZ, TA, 3.9.16; SO, So-Bli, 4.9.16; NZZ, 8.9.16; SGT, TA, 10.9.16; NZZ, SGT, 13.9.16; SO, 18.9.16; NZZ,
19.9.16; LT, 22.9.16; SGT, 24.9.16; NZZ, 29.9.16; AZ, TA, 3.10.16; WW, 6.10.16; Baz, 31.12.16; LZ, 14.1.17; AZ, 27.1.17; TG, 24.2.17;
TA, 25.2.17; AZ, NZZ, TG, 10.3.17; Blick, 31.3., 1.4.17; TA, 6.5.17; LT, 12.5.17; BaZ, 31.8.17; So-Bli, 3.9.17; SGT, 4.9.17; Blick, 5.9.17;
APZ, 6.9.17: NZZ,14.9.17

3) Presse vom 28.9. bis 13.10.10.

4) SoBli, 18.3.12; Presse vom 1.4.12; WoZ, 5.4.12; NZZ, 25.6. und 20.7.12; LT, 3.9.12; Blick, 5.9. und 6.9.12; TA, 6.9.12; Presse
vom 7.9., 8.9. und 10.9.12; NZZ, 18.10.12.

5) NZZ, 18.10.12; AZ, 25.10.12; NZZ, 27.10.12; TA, 30.10.1, 31.10. und 3.11.12; NLZ, 7.11.12; AZ, 15.11.12; NZZ, 24.11.12; NLZ, 1.12.12;
So-Bli, 2.12.12; Presse vom 3.12.12.

6) NZZ,1.7. und 22.11.13.

7) Blick, 12.2.14; SoZ, 16.2.14; TA, 1.7.14; SO, 6.7., 5.10., 19.10.14; CdT, 21.10.14; BaZ, 27.10.14

8) NZZ, 30.6.14; Lib, 4.12.14

9) So-Bli, 29.6.14; LT, NZZ, 30.6.14

10) Blick, 16.8.14; SO, 17.8.14; BaZ, Blick, NZZ, TA, 18.8.14; AZ, Blick, SGT, TG, 19.8.14; Blick, WW, 20.8.14; NZZ, 23.8.14; SGL,
8.9.14; LZ, 15.9.14; Lib, 16.9.14; NZZ, 22.9.14

1) SoZ, 14.9.14; NZZ, 15.9.14; WW, 17.9.14; LT, 2.10.14

12) LT, 2.10.14; AZ, 14.10.14; SGT, 17.10.14

13) LT, 23.2.15; Blick, LZ, NZZ, 3.3.15; NZZ, 4.3.15; Exp, LT, LZ, Lib, SGT, 28.3.15; LT, 2.4.15; SO, 26.4.15; LT, 7.56.15; NZZ, 9.5.15;
Blick, 1.6.15; Blick, 3.6., 4.6.15; Blick, 6.6.15; SO, 21.6.15; Blick, 22.6.15; AZ, Lib, 23.6.15; SO, So-Bli, 28.6.15; AZ, 29.6.15; SO,
27.9.15

14) So-Bli, 2.10.16; NZZ, TA, TG, 19.11.16
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